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Sitzung des Jugendhilfeausschusses der Stadt Bornheim am Donnerstag, 23.06.2016, 
18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 42/2016

  Nicht-öffentliche Sitzung  JHA Nr. 3/2016
 
Anwesende 
Bürgermeister 
i.V. von Bülow, Alice  Beigeordnete  

Vorsitzender 
Keils, Ewald CDU-Fraktion  

Mitglieder 
Brief, Angelika UWG/Forum-Fraktion  
Erbakan, Sabrina Jugendamtselternbeirat  
Flottmeier, Claudia Caritas  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Hochgartz, Markus Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Schmelzer, Stefanie Diak. Werk  
Tourné, Peter Dr. SPD-Fraktion  
van den Bergh, Maria Theresia Stadtjugendring  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  
Wiebe, Andreas CDU-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Kabon, Matthias FDP-Fraktion  

beratende Mitglieder 
Herholz, Friedhelm Polizei  

stv. beratende Mitglieder 
Eikel, Anja Jugendamtselternebirat  
Wiebe, Amy Marie Integrationsrat  

Verwaltungsvertreter 
Meskes-Außem, Marita  
Lützenkirchen, Andreas  
Tomkins, Julia  

Schriftführerin 
Harzheim, Thomas  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Bauch, Michaela evang. Kirche  
Brief, Angelika UWG/Forum-Fraktion  
Burghoff Hernández, Maximilian Stadtjugendring  
Danz, Emilia FDP-Fraktion  
Erbakan, Sabrina Jugendamtselternbeirat  
  
Geschwind, Astrid Schulen  
Halbach, Adi Diakon Kath. Jugendagentur Bonn  
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Langen, Heiko Jugendparlament  
Nehring, Michael Dr. Justiz  
Schlageter, Martin Pfarrer Kath. Kirche  
  
Schubert-Sarellas, Ursula Agentur für Arbeit  
Söllheim, Michael Parität. Wohlfahrtsverband  
 
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Entgegennahme der Niederschriften über die Sitzungen Nr. 06/2016 

vom 28.01.2016 und 18/2016 vom 10.03.2016 
 

5 Feststellung des Bedarfs an Betreuungsangeboten in Tageseinrich-
tungen für Kinder in dem Sozialraum Hersel-Uedorf-Widdig und Pla-
nung einer neuen Kindertageseinrichtung 

396/2016-4 

6 Investive Förderung von Kinderbetreuungsplätzen (ü3-
Invesitionsprogramm) 

314/2016-4 

7 Satzung der Stadt Bornheim zur Förderung der Kindertagespflege 417/2016-4 
8 1. Änderung der Satzung der Stadt Bornheim zur Erhebung von El-

ternbeiträgen in Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege 
416/2016-4 

8.1 Betreuungsangebot für Flüchtlingskinder ehem. Kita Secundastraße 537/2016-4 
9 Mitteilung betr. Sachstand u3-Ausbau Kita Walberberg, Margare-

tenstraße 
316/2016-4 

10 Mitteilung über den Vollzug der Anforderung des § 79 a SGB VIII - 
Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe 

244/2016-4 

11 Mitteilung betr. Kinder- und Jugendstadtplan 2016 408/2016-4 
12 Mitteilung zur Förderung der Inklusion in der Kindertagespflege 418/2016-4 
13 Mitteilung betr. Vorhaben der Gemeinnützigen Gesellschaft der Fran-

ziskanerinnen zu Olpe mbH ( GfO) zur Einrichtung einer Clearingstelle 
zur Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen Ausländern. 

432/2016-4 

14 Mitteilung betr. Kampagne „Mehr Freiraum für Kinder. Ein Gewinn für 
alle!“ 

446/2016-4 

15 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

444/2016-1 

16 Anfragen mündlich  
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Ewald Keils eröffnet die Sitzung des Jugendhilfeausschusses der Stadt Bornheim, stellt 
fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der Jugendhilfeausschuss be-
schlussfähig ist. 
 
 
Der Ausschuss beschließt, 
 
1. die Tagesordnung um den Tagesordnungspunkt 
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8.1 „Betreuungsangebot für Flüchtlingskinder ehem. Kita Secundastraße“,  
       Vorlage-Nr. 537/2016-4 
 
zu erweitern und 
 

2. den Tagesordnungspunkt 18 von der Tagesordnung abzusetzen. 
 
Stimmenverhältnis: 
- Einstimmig - 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1 – 16. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
Frau Schwarz wurde bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
Es wurden keine neuen Ausschussmitglieder verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  
Einwohnerfrage einer Bürgerin aus Hersel: 
Frau Weiß äußert ihren Unmut über die kurzfristige Erhöhung der Elternbeiträge in Tagesein-
richtungen für Kinder und Kindertagespflege. 
 

4 Entgegennahme der Niederschriften über die Sitzungen Nr. 
06/2016 vom 28.01.2016 und 18/2016 vom 10.03.2016 

 

Der Jugendhilfeausschuss erhebt gegen den Inhalt der Niederschriften über die Sitzungen 
Nr. 06/2016 vom 28.01.2016 und 18/2016 vom 10.03.2016 keine Einwände. 
 

5 Feststellung des Bedarfs an Betreuungsangeboten in Tagesein-
richtungen für Kinder in dem Sozialraum Hersel-Uedorf-Widdig 
und Planung einer neuen Kindertageseinrichtung 

396/2016-4 

Bürgermeister Henseler bittet um Mitteilung bzgl. freier Flächen für einen Standort der Kin-
dertageseinrichtung. 
 
Beschluss: 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zur Bedarfslage im Sozialraum Hersel-
Uedorf-Widdig zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung aufgrund der Kindergartenbe-
darfslage,  

a) mögliche Träger der Jugendhilfe zur Schaffung von drei Kindergartengruppen für den 
Sozialraum Hersel-Uedorf-Widdig zum nächstmöglichen Zeitpunkt zu ermitteln, 

b) eine Grundstücksfläche für eine neue Kindertageseinrichtung zu ermitteln und ggf. 
die notwendigen Schritte für einen Grundstückserwerb zu veranlassen, 

c) die entsprechenden Erträge und erforderlichen Aufwendungen im Haushaltsplanent-
wurf 2017/2018 zu berücksichtigen. 

 
- Einstimmig -  
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6 Investive Förderung von Kinderbetreuungsplätzen (ü3-
Invesitionsprogramm) 

314/2016-4 

Beschluss: 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausführungen zur Förderung von 
Kinderbetreuungsplätzen (ü3-Invesitionsprogramm) für Kinder über 3 Jahren zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

7 Satzung der Stadt Bornheim zur Förderung der Kindertagespfle-
ge 

417/2016-4 

Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat beschließt mit Wirkung ab 01.08.2016 folgende Fassung der  
 
Satzung der Stadt Bornheim zur Förderung der Kindertagespflege 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am ……...2016 aufgrund der §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S.495), des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1802) sowie des § 23 des 
Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern – Kinderbildungsgesetz - KiBiz- in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GV. NRW. S. 335) folgende Satzung 
der Stadt Bornheim zur Förderung der Kindertagespflege beschlossen: 

§ 1 - Rahmenbedingungen der Kindertagespflege 
(1) Kindertagespflege hat gem. § 22 Abs. 2 und 3 SGB VIII i. V. m. § 3 KiBiz den Auftrag, 

die Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes zu fördern. 
(2) Gem. § 43 Abs. 1 SGB VIII bedarf eine Person, die ein Kind oder mehrere Kinder au-

ßerhalb des Haushalts der Personensorgeberechtigten während eines Teils des Tages 
und mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als drei Monate betreuen 
will, einer Erlaubnis. 

§ 2 - Leistungen der Stadt Bornheim 
(1) Die Förderung der Kindertagespflege (Betreuung von Kindern durch eine geeignete Ta-

gespflegeperson) ist eine Leistung der öffentlichen Jugendhilfe gem. § 2 SGB VIII und 
umfasst gem. § 23 SGB VIII die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Tagespfle-
geperson, soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen 
wird, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewäh-
rung einer laufenden Geldleistung. Es werden vom örtlich zuständigen Jugendamt fol-
gende Leistungen erbracht: 

a) Information und Beratung von Erziehungsberechtigten gem. § 23 Abs. 4 SGB VIII i. V. 
m. § 43 Abs. 4 SGB VIII, 

b) Vermittlung von Kindern an geeignete Tagespflegepersonen gem. § 23 Abs. 1 SGB 
VIII, 

c) Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts der Leistungsberechtigten gem. § 5 
SGB VIII i. V. m. § 3a KiBiz, 
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d) fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung von Tagespflegepersonen 
gem. § 23 Abs. 1 SGB VIII, 

e) Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege sowie Feststellung und Überprüfung 
der persönlichen und fachlichen Eignung von Tagespflegepersonen gem. § 43 SGB 
VIII i. V. m. § 4 KiBiz, 

f) Sicherung der Betreuungskontinuität bei Ausfall der Tagespflegeperson gem. § 23 
Abs. 4 Satz 2 SGB VIII, 

g) Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Tagespflegeperson gem. § 23 Abs. 2 
und 2a SGB VIII, 

h) Erhebung von Elternbeiträgen gem. § 90 SGB VIII. 

§ 3 - Voraussetzungen des Anspruchs der Kinder auf Förderung in Kindertagespflege 

(1) Die örtliche Zuständigkeit der Stadt Bornheim für die Gewährung von Leistungen an 
Kinder und ihre Eltern folgt aus § 86 SGB VIII. 

(2) Die Anspruchsvoraussetzungen richten sich nach § 24 SGB VIII. 

(3) Ziel der Kindertagespflege ist die Erfüllung des Rechtsanspruchs für Kinder ab Vollen-
dung des ersten Lebensjahres bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres. 

Nach dem dritten Lebensjahr ist gem. § 24 Abs. 3 SGB VIII die Aufnahme in eine Kinder-
tageseinrichtung vorrangig. 

Für Kinder im schulpflichtigen Alter ist gem. § 24 Abs. 4 SGB VIII zunächst die Aufnah-
me in ein Betreuungsangebot der Schule geltend zu machen. 

(4) Bei Vorliegen einer fachärztlich festgestellten Behinderung gem. § 2 SGB IX bedarf es 
zur Vermittlung und/oder Förderung einer entsprechend qualifizierten Tagespflegeper-
son der vorherigen Abstimmung mit dem örtlich zuständigen Jugendamt. 

(5) Bei Antragstellung muss der Betreuungszeitraum gem. § 43 Abs. 1 SGB VIII länger als 
drei Monate und mehr als 15 Stunden pro Woche umfassen. 

(6) Die Personensorgeberechtigten beantragen schriftlich die Förderung der Kindertages-
pflege und haben das Vorliegen der Voraussetzungen nachzuweisen. Der Antrag soll 
mindestens vier Wochen vor Beginn der Kindertagespflege gestellt werden. 

(7) Leistungen gem. § 2 erfolgen frühestens ab Vorlage der vollständigen Antragsunterla-
gen. 

(8) Lebt das Kind mit nur einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt gem. § 24 Abs. 
3 Satz 2 SGB VIII diese Person an die Stelle der Erziehungsberechtigten. 

§ 4 - Eignung zur Kindertagespflege 
(1) Die Erlaubnis ist gem. § 87a Abs.1 SGB VIII vom örtlich zuständigen Jugendamt zu er-

teilen, wenn die Person gem. § 43 Abs. 2 SGB VIII für die Kindertagespflege geeignet 
ist. 

(2) Die Eignung als Tagespflegeperson wird durch das örtlich zuständige Jugendamt ge-
prüft. 

(3) Fachliche Eignung 

a) Mindestens Hauptschulabschluss. 
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b) Die durch Bundeszertifikat nachgewiesene erfolgreiche Teilnahme an einer Qualifizie-
rungsmaßnahme nach dem Curriculum des Deutschen Jugendinstituts (DJI) oder 
Nachweis einer anderweitigen (sozial-) pädagogischen Qualifikation gem. § 43 Abs. 
2 S. 3 SGB VIII i. V. m. § 17 Abs. 2 KiBiz mit Praxiserfahrung im U3-Bereich. 

c) Nachweis der Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs für Tagespflegepersonen. Um-
fang und Inhalt richten sich nach den jeweils aktuell geltenden Maßgaben der Deut-
schen gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV). 

d) Bereitschaft zur regelmäßigen Teilnahme an Treffen der Tagespflegepersonen (mind. 
2x pro Kalenderjahr). 

e) Erstellen eines pädagogischen Konzepts der eigenen Tagespflegestelle§ 13a Abs. 1 
KiBiz. 

f) Erstellen einer Bildungsdokumentation gem. § 13b Abs. 1 KiBiz. 

g) Sicherstellung des Schutzauftrages gem. § 8a SGB VIII in Kooperation mit dem Ju-
gendamt der Stadt Bornheim. 

h) Personen nicht deutscher Muttersprache müssen nachweisen, dass sie über Sprach-
kenntnisse verfügen, die der Stufe B2 des gemeinsamen europäischen Referenz-
rahmens (GER) entsprechen. 

i) Bei Aufnahme eines behinderten Kindes sind die Voraussetzungen gem. § 22 Abs. 3 
KiBiz nachzuweisen. 

j) Bei Tätigkeit in Großtagespflege: Belehrung gem. § 43 Infektionsschutzgesetz (IfSG). 

k) Bei Tätigkeit in Großtagespflege: Schriftliche Erklärung gem. § 43 Abs. 1 Nr. 2 IfSG, 
dass kein Tätigkeitsverbot vorliegt. 

(4) Persönliche Eignung 
a) Ein erweitertes Führungszeugnis gem. §§ 30 Abs. 5 und 30a Abs. 1 Bundeszentral-

registergesetz (BZRG) der Bewerberin/des Bewerbers sowie für alle im Haushalt le-
benden Personen ab dem vollendeten 14. Lebensjahr zur Sicherstellung der Straf-
freiheit gem. § 72 a SGB VIII. 

b) Eine schriftliche Gesundheitsbescheinigung aller im Haushalt lebenden Personen mit 
Negativtest zu psychischen Erkrankungen und Suchtmittelabhängigkeit und für die 
Bewerberin/den Bewerber zusätzlich die Bescheinigung der Eignung für die regel-
mäßige Betreuung von Kindern in Kindertagespflege. 

c) Glaubwürdigkeit, Empathie, Verantwortlichkeit, Engagement, Belastbarkeit und Of-
fenheit im Umgang mit den Tagespflegekindern und den Personensorgeberechtig-
ten. 

(5) Räumliche Eignung 

a) Es muss pro Tagespflegekind eine Aufenthaltsfläche gem. der Empfehlung „Gut be-
treut! Arbeitshilfe für Fachberatungen zur Unterstützung der pädagogischen Arbeit 
in der Kindertagespflege“ des Landschaftsverband Rheinland vorhanden sein. Ab 
einer Zahl von drei gleichzeitig anwesenden Kindern muss die Aufenthaltsfläche in 
verschiedene Bereiche getrennt werden können. Für die Darstellung der Größe der 
für die Kindertagespflege genutzten Räume ist eine bemaßte Skizze der Räumlich-
keiten vorzulegen. 

b) Die Überprüfung der Räume erfolgt durch das örtlich zuständige Jugendamt auf 
Grundlage einer Sicherheitscheckliste. 

c) Das Zutrittsrecht des örtlich zuständigen Jugendamts richtet sich nach § 4 Abs. 5 Ki-
Biz. 
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§ 5 - Verfahren zur Eignungsfeststellung 

(1) Verfahren und Elemente der Eignungsfeststellung sind persönliches Einzelgespräch, 
Gespräch mit Ehepartner/Lebensgefährte, Hausbesuch mit Überprüfung der Räumlich-
keiten gem. § 4 Abs. 5 sowie das Erbringen und Prüfen der nach § 4 Abs. 3 und 4 vorzu-
legenden Nachweise. Die Entscheidung über die Erteilung der Erlaubnis zur Kinderta-
gespflege ist durch schriftliche Darstellung der Einschätzung der Eignung unter Beifü-
gung der Dokumente, die im Verlauf der Eignungsfeststellung entstanden bzw. eingeholt 
worden sind, vom örtlich zuständigen Jugendamt vorzubereiten. 

(2) Fester Bestandteil der fachlichen Begleitung und Beratung des örtlich zuständigen Ju-
gendamts sowie der Fortbildung während der Ausübung der Kindertagespflegetätigkeit 
ist auch die kontinuierliche Prüfung, ob die Eignung der Tagespflegeperson weiterhin 
gegeben ist. Dies erfolgt u.a. durch regelmäßige Hospitationen des örtlich zuständigen 
Jugendamtes bei der Tagespflegeperson. 

§ 6 - Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege 

(1) Die Erteilung und der Umfang der Erlaubnis zur Kindertagespflege richten sich nach § 
43 SGB VIII i.V.m. § 4 KiBiz. 

(2) Für die Erteilung der Erlaubnis der Kindertagespflege ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich die Tagespflegeperson gem. § 87a SGB VIII ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. 

(3) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege ist beim örtlich zuständigen Jugendamt zu beantra-
gen. 

(4) Sollen sechs oder mehr Kinder gleichzeitig oder insgesamt mehr als acht fremde Kinder 
von einer Tagespflegeperson betreut werden, so findet § 45 SGB VIII Anwendung. 

(5) Die Erlaubnis kann im Einzelfall gem. § 43 Abs. 3 SGB VIII auf eine geringere Anzahl 
von Kindern beschränkt werden (z. B. wenn die Räumlichkeiten die Betreuung nur einer 
geringeren Zahl von Kindern zulassen, sonstige familiäre Verpflichtungen bestehen, z. 
B. die Pflege von Angehörigen). 

(6) Für Tagespflegepersonen, die im Haushalt der Personensorgeberechtigten arbeiten, ist 
der Erwerb einer Pflegeerlaubnis nicht erforderlich. Beantragen die Personensorgebe-
rechtigten eine finanzielle Förderung, ist jedoch die Eignung – mit der Maßgabe, dass 
ein erweitertes Führungszeugnis und eine Gesundheitsbescheinigung für alle im Haus-
halt lebenden Personen nicht vorzulegen ist – gem. § 4 Abs. 3 und 4 nachzuweisen. 

(7) Tagespflegepersonen, die sich in einem Verbund zusammenschließen (Großtagespflege 
gem. § 4 Abs. 2 KiBiz), bedürfen jeweils einer eigenständigen Erlaubnis zur Kinderta-
gespflege. Ist die vertragliche und pädagogische Zuordnung des einzelnen Kindes zu 
einer bestimmten Tagespflegeperson nicht gewährleistet oder sollen zehn oder mehr 
Kinder gleichzeitig oder insgesamt betreut werden, so handelt es sich um eine Tagesein-
richtung und § 45 SGB VIII findet Anwendung. 

(8) Nach Ablauf einer erteilten Pflegeerlaubnis muss diese erneut von der Tagespflegeper-
son beantragt werden und das Verfahren zur Eignungsfeststellung gem. § 5 wird erneut 
durchgeführt. 
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§ 7 - Rücknahme/Widerruf der Erlaubnis zur Kindertagespflege 

(1) Entstehen nach Aufnahme der Kindertagespflegetätigkeit Zweifel an der Eignung einer 
Tagespflegeperson oder liegen Anhaltspunkte für eine Nicht-Eignung gem. § 5 vor, leitet 
das örtlich zuständige Jugendamt eine Überprüfung ein. Kommt das örtlich zuständige 
Jugendamt nach Überprüfung zu dem Ergebnis, dass die Eignung nicht mehr besteht, 
so erfolgt die Rücknahme oder der Widerruf der Erlaubnis zur Kindertagespflege nach 
Maßgabe der §§ 45 ff. SGB X. 

(2) Zuständig für die Rücknahme oder den Widerruf ist der örtliche Träger, in dessen Be-
reich die Tagespflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

§ 8 - Laufende Geldleistung 
(1) Die laufende Geldleistung wird unter der Voraussetzung gewährt, dass die Tagespflege-

person gem. § 23 Abs. 1 KiBiz kein weiteres Betreuungsgeld für die geförderten Betreu-
ungsstunden von den Eltern erhält. Sollten gleichwohl unzulässige private Zuzahlungen 
vereinbart werden, besteht kein Anspruch auf die laufende Geldleistung. 
Ausgenommen hiervon sind Gelder für Verpflegung. Diese sind zwischen den Perso-
nensorgeberechtigten und der Tagepflegeperson individuell zu regeln. Diese Beiträge 
entrichten die Personensorgeberechtigten direkt an die Tagespflegeperson. 

(2) Mit Ausnahme der Regelungen gem. § 10 Abs. 7 und 8 wird die laufende Geldleistung 
nur für den Zeitraum der tatsächlichen Inanspruchnahme der Kindertagespflege gezahlt. 
Änderungen im Umfang des Betreuungsverhältnisses innerhalb eines Kalendermonats 
werden anteilig berücksichtigt. 

(3) Der zeitliche Umfang des Betreuungsanspruchs richtet sich nach dem individuellen Be-
darf. Die Geldleistung wird entsprechend dem benötigten Betreuungsumfang festge-
setzt. Dieser ergibt sich aus den durchschnittlichen wöchentlichen Betreuungszeiten. 

Pro Kind und Monat werden zusätzlich 2 Stunden à 5,00€ als Pauschale für zusätzliche 
Zeitbedarfe gezahlt (z.B. Bildungsdokumentation, Elterngespräche). Bei Beginn oder 
Beendigung des Tagespflegeverhältnisses im laufenden Monat wird anteilig 1 Stunde à 
5,00€ gewährt. 

(4) Leistungen gem. § 10 Abs. 4 SGB VIII i. V. m. §§ 53, 54 SGB X sind vorranging in An-
spruch zu nehmen und im Falle der Ablehnung nachzuweisen. 

(5) Zusammensetzung der laufenden Geldleistung 
Tagespflegepersonen haben gem. § 23 SGB VIII Anspruch auf die Gewährung einer 
laufenden Geldleistung. Diese setzt sich zusammen aus: 

a) dem pauschalierten Betrag zur Erstattung der angemessenen Kosten, die der Tages-
pflegeperson als Sachaufwand entstehen, 

b) dem pauschalierten Betrag zur Anerkennung der Förderungsleistung, 

c) der Erstattung nachgewiesener Beiträge zu einer Unfallversicherung, 

d) der hälftigen Erstattung der nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen 
Alterssicherung, 

e) der hälftigen Erstattung der nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen 
Kranken- und Pflegeversicherung. 

(6) Höhe und Zahlung der laufenden Geldleistung 

a) Der pauschalierte Betrag zur Erstattung der Kosten für den Sachaufwand gem. § 8 
Abs. 5 a) beträgt einheitlich für alle Tagespflegepersonen je betreutem Kind und 
Stunde: 2,00€. 
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Der pauschalierte Betrag zur Anerkennung der Förderleistung gem. § 8 Abs. 5 b) 
beträgt einheitlich für alle Tagespflegepersonen je betreutem Kind und Stunde: 
3,00€. 

b) Die Zahlung der laufenden Geldleistung zur Förderung der Kindertagespflege erfolgt 
grundsätzlich zum 15. eines jeden Monats. 

c) Beginnt oder endet das Betreuungsverhältnis innerhalb eines Monats, werden die 
Förderung des Sachaufwands und die anerkannte Förderleistung anteilig auf der 
Grundlage von 30 Tagen pro Monat gewährt. 

d) Wird bei Kindern mit fachärztlich festgestellter Behinderung gem. § 2 SGB IX ein er-
höhter Förderbedarf nachgewiesen, erhöht sich die anerkannte Förderleistung auf 
das 1,5-fache. Führt unter den vorgenannten Bedingungen der erhöhte Förderbe-
darf im besonders begründeten Einzelfall zur Reduzierung der Anzahl der gleichzei-
tig betreuten Tagespflegekinder, kann die anerkannte Förderleistung auf das 3-
fache erhöht werden. 

Die Überprüfung und Festlegung des Fördersatzes erfolgt durch das örtlich zustän-
dige Jugendamt. 

e) Erfolgt die Betreuung im Haushalt der Eltern des Tagespflegekindes oder im Vertre-
tungsfall gem. § 10 Abs. 6 im Haushalt der zu vertretenden Tagespflegeperson, re-
duziert sich die Geldleistung um den Sachaufwand. 

(7) Regelungen zur Eingewöhnung 

Die Eingewöhnungszeit erfolgt auf Antrag vier Wochen vor dem beantragten Betreu-
ungsbeginn und wird mit einer einmaligen Pauschale in Höhe von 50€ abgegolten. Die 
Eingewöhnungspauschale wird nur gewährt, wenn das Betreuungsverhältnis zustande 
kommt. 

§ 9 - Mietzuschuss 
(1) Mietet eine Tagespflegeperson Räume im Stadtgebiet Bornheim zur ausschließlichen 

Nutzung der Kindertagespflege an, kann auf Antrag und Nachweis über die Höhe der 
Mietkosten ein Zuschuss gewährt werden. Der Zuschuss kann beantragt werden, wenn 
für mindestens drei Bornheimer Kinder eine laufende Geldleistung gewährt wird. Pro Ta-
gespflegekind wird ein Betrag in Höhe von 30€ monatlich gewährt, es werden maximal 
fünf Bornheimer Kinder pro Tagespflegeperson berücksichtigt. Der Zuschuss darf die 
Kaltmiete nicht übersteigen. 

(2) Die Geeignetheit der Räume wird anhand einer Sicherheitscheckliste gem. § 4 Abs. 5 
vom örtlich zuständigen Jugendamt geprüft. 

§ 10 - Sonstige Erstattungen 

(1) Nachgewiesene tatsächliche Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung 
der Tagespflegeperson werden mindestens in Höhe des hälftigen Mindestbeitrages der 
gesetzlichen Rentenversicherung anerkannt und auf Antrag erstattet. 

(2) Nachgewiesene tatsächliche Aufwendungen zu einer angemessenen Kranken- und 
Pflegeversicherung werden der Tagespflegeperson auf Antrag hälftig erstattet. Besteht 
ein Versicherungsschutz in einer privaten Krankenversicherung, gilt die Hälfte des Bei-
trages der gesetzlichen Krankenversicherung als angemessen. 

(3) Nachgewiesene Leistungen für die Unfallversicherung werden entsprechend dem ge-
setzlich vorgeschriebenen Beitrag für die Unfallversicherung der Berufsgenossenschaft 
für Gesundheits- und Wohlfahrtspflege (BGW) anerkannt und auf Antrag erstattet. 
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(4) Während der Tätigkeit als Tagespflegeperson einzureichende Nachweise werden auf 
Antrag erstattet: 

a) Führungszeugnis: Erstattung in Höhe der Kosten für ein erweitertes Führungszeug-
nis gem. §§ 30 Abs. 5 und 30a Abs. 1 BZRG. 

b) Ärztliches Attest: Erstattung angemessener Kosten in Höhe der Ziffer Nr. 75 Gebüh-
renordnung für Ärzte (GoÄ). 

c) Erste-Hilfe-Kurs: Erstattung anhand der von der Unfallkasse NRW (UK NRW) aus-
gegebenen Gutscheine über das örtlich zuständige Jugendamt. 

Die Kosten für zu erbringende Nachweise vor erstmaliger Aufnahme der Tätigkeit als 
Tagespflegeperson mit gewöhnlichem Aufenthalt im Stadtgebiet Bornheim werden nicht 
erstattet. 

(5) Die laufende Geldleistung wird bei Urlaub der Tagespflegeperson bis zu 30 Werktage 
pro Kalenderjahr weitergezahlt, sofern eine schriftliche Bestätigung erfolgt, dass 30 Ur-
laubstage nicht überschritten werden. Die Bestätigung ist bis zum 31.1. des laufenden 
Jahres bzw. innerhalb eines Monats nach Aufnahme der Tätigkeit als Tagespflegeper-
son beim örtlich zuständigen Jugendamt einzureichen. 

(6) Die Betreuung eines gem. § 3 anspruchsberechtigten Kindes in öffentlich geförderter 
Kindertagespflege kann im Vertretungsfall von einer anderen qualifizierten Tagespflege-
person geleistet werden, wenn 

• eine nachgewiesene Erkrankung der Tagespflegeperson oder 

• eine nachgewiesene Erkrankung eines ihrer im Haushalt lebenden eigenen Kinder bis 
zur Vollendung des zwölften Lebensjahres oder eines in ihrem Haushalt lebenden 
behinderten Kindes, das auf Hilfe angewiesen ist 

vorliegt. 

Die Übernahme der Betreuungskosten durch die Vertretungstagespflegeperson kann für 
bis zu 30 Arbeitstage im Kalenderjahr auf Antrag gewährt werden. Der Antrag erfolgt 
schriftlich spätestens am ersten Tag der Vertretung. Die Berechnung der laufenden 
Geldleistung erfolgt in Höhe der anerkannten Geldleistung anhand der tatsächlich ge-
leisteten Betreuungstage. 

(7) Nachgewiesene Aufwendungen der Teilnahmegebühr eines erfolgreich absolvierten 
Qualifizierungskurses Kindertagespflege gem. Curriculum des Deutschen Jugendinsti-
tuts (DJI) werden auf Antrag der Tagespflegeperson hälftig erstattet, wenn diese ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Stadtgebiet Bornheim hat, mindestens ein gem. § 3 an-
spruchsberechtigtes Kind betreut wird und eine Erstattung nicht schon durch eine ande-
re Kommune erfolgt ist. Der Antrag ist formlos innerhalb eines Jahres nach Zertifi-
katsausstellung zu stellen. 

(8) Nachgewiesene Aufwendungen der Teilnahmegebühr eines erfolgreich absolvierten 
Zertifikatskurses „Inklusion im Elementarbereich“ der sich mindestens nach den Voraus-
setzungen des Landschaftsverbands Rheinland richtet, werden auf Antrag der Tages-
pflegeperson hälftig erstattet, wenn diese ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Stadtgebiet 
Bornheim hat, mindestens ein behindertes gem. § 3 anspruchsberechtigtes Kind betreut 
wird und eine Erstattung nicht schon durch eine andere Kommune erfolgt ist. 

§ 11 -Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten 
(1) Tagespflegepersonen haben gem. § 43 Abs. 3 Satz 6 SGB VIII das örtlich zuständige 

Jugendamt unaufgefordert schriftlich über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die für die 
Betreuung der Tagespflegekinder bedeutsam sind. Hierzu zählen unter anderem: 

a) Änderungen bei der Anzahl der betreuten Tagespflegekinder, 
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b) Änderungen in der wöchentlichen und in der Verteilung der täglichen Betreuungs-
zeit, 

c) Vertragsende der Kindertagespflege, 

d) Fehl- und Ausfallzeiten der Tagespflegeperson sofern eine Vertretung nach § 10 
Abs. 6 bereitgestellt werden soll, 

e) Änderung bei den im Haushalt der Tagespflegeperson lebenden Personen, soweit 
die Tagespflegeperson die Kindertagespflege in ihrem eigenen Haushalt ausführt, 

f) Wohnungs-/Wohnortwechsel und Veränderungen der Räumlichkeiten, die für die 
Kindertagespflege genutzt werden, 

g) Aufgabe/Beendigung der Kindertagespflege, 

h) Verdacht auf Kindeswohlgefährdung gem. § 8a SGB VIII. 
(2) Erziehungsberechtigte haben gem. §§ 60 ff. SGB I das örtlich zuständige Jugendamt 

unaufgefordert schriftlich über wichtige Ereignisse zu unterrichten, die für die Betreuung 
der Tagespflegekinder bedeutsam sind. Hierzu zählen unter anderem: 

a) Änderungen in der wöchentlichen und in der Verteilung der täglichen Betreuungs-
zeit, 

b) Vertragsende der Kindertagespflege, 

c) Wohnungs-/Wohnortwechsel, 

d) Veränderung der Einkommensverhältnisse, 

e) Beendigung und Veränderungen des Arbeitsverhältnisses, der Bildungsmaßnah-
me, des Studiums, 

f) Mitteilung über die Elternzeiten der Erziehungsberechtigten, 

g) Nachweis über das Vorliegen der Voraussetzungen für eine Förderung gem. § 24 
SGB VIII, soweit im Einzelfall erforderlich. 

(3) Im Falle fehlender Mitwirkungs- und Mitteilungspflichten gem. § 11 Abs. 1 und 2 kann die 
Förderung der Kindertagespflege rückwirkend eingestellt und die laufende Geldleistung 
entsprechend §§ 45 ff. SGB X zurückgefordert werden. 

§ 12 - Kostenbeteiligung der Personensorgeberechtigten – Elternbeitrag 
(1) Die Personensorgeberechtigten werden im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 

gem. § 90 Abs. 1 SGB VIII i. V. m. § 23 KiBiz zu den Kosten der Kindertagespflege he-
rangezogen (Elternbeitrag). 

(2) Der Elternbeitrag wird nach der „Satzung der Stadt Bornheim zur Erhebung von Eltern-
beiträgen in Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege“ in der jeweils gülti-
gen Fassung erhoben. 

§ 13 - Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 01.08.2016 in Kraft. Gleichzeitig treten die „Richtlinien 
der Stadt Bornheim zur Förderung der Kindertagespflege“ vom 01.01.2012 außer Kraft. 
 
- Einstimmig -  
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8 1. Änderung der Satzung der Stadt Bornheim zur Erhebung von 

Elternbeiträgen in Tageseinrichtungen für Kinder und Kinderta-
gespflege 

416/2016-4 

Der Jugendhilfeausschuss beschließt den TOP 8 mit folgender Änderung: 
In § 10 Abs. 1 wird folgender Satz gestrichen: 
„Bei vorübergehenden Unterbrechungen oder Einschränkungen der Betreuung, insbesonde-
re durch Betriebsstörungen (u.a. Streik) oder Naturereignisse, haben die Beitragspflichtigen 
keinen Anspruch auf Beitragsminderung.“ 
 
- Einstimmig - 
bei 1 Stimmenthaltung (UWG) 
 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat beschließt folgende Satzung: 
 
1. Satzung vom ………. zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim zur Erhebung 
von Elternbeiträgen in Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege vom 
15.05.2014 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am ……. 2016 aufgrund der §§ 7 und 41 
der  Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S.495), des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1802) sowie des § 23 des 
Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern – Kinderbildungsgesetz - KiBiz- in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GV. NRW. S. 335) folgende 1. Sat-
zung zur Änderung der Satzung der Stadt Bornheim zur Erhebung von Elternbeiträgen in 
Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege vom 15.05.2014 beschlossen: 
 
Artikel I 
 
Die Satzung der Stadt Bornheim zur Erhebung von Elternbeiträgen in Tageseinrichtungen  
für Kinder und Kindertagespflege vom 15.05.2014 wird wie folgt geändert: 
 
§ 1 erhält folgende neue Fassung: 
 

§ 1 
Art der Beiträge und Zuständigkeit 

 
Für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung für Kinder im Stadtgebiet Bornheim, in den 
Fällen des § 21 d KiBiz sowie für die durch die Stadt Bornheim geförderte Betreuung von 
Kindern in Kindertagespflege wird durch die Stadt Bornheim ein öffentlich-rechtlicher Eltern-
beitrag erhoben. 
 
§ 4 erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte im Sinne des 

§ 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus ande-
ren Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zu-
lässig. Dem Einkommen nach Satz 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen so-
wie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die 
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Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kinder-
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften, das Erzie-
hungsgeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz und das Elterngeld nach dem Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zu einem Betrag von 300,00 EUR bleiben anrech-
nungsfrei. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf-
grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Aus-
scheidens eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder 
ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach die-
sem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v.H. der Einkünfte aus diesem Be-
schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 
Kinderbetreuungskosten nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 Einkommensteuergesetz (EStG) in der 
jeweils geltenden Fassung sind in der vom Finanzamt anerkannten Höhe vom Einkom-
men abzuziehen.  
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 EStG zu gewährenden 
Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen.  

 
(2) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist das tatsächliche Bruttojahresein-

kommen in dem Kalenderjahr, in dem der Platz in einer Kindertageseinrichtung oder die 
Leistung der Tagespflege in Anspruch genommen werden. Zu Beginn der Inanspruch-
nahme des Platzes bzw. der Leistung erfolgt eine vorläufige Festsetzung des Elternbei-
trages auf der Grundlage des Bruttojahreseinkommens des vorangegangenen Kalender-
jahres. 

      Sofern sich das Einkommen der Beitragsschuldner ändert, sind im Verlauf des Beitrags-
zeitraumes vorläufige Anpassungen des Elternbeitrages möglich. Die abschließende Prü-
fung und Festsetzung erfolgt nach Ablauf des Kalenderjahres. 

 
§ 5 Abs. 3 und Abs. 6 erhalten folgende neue Fassung: 
 

§ 5 
Einkommensstufen, Beitragshöhe, Beitragszeitraum 

 
(3) Der Elternbeitrag für Kinder über 3 Jahre gilt ab dem Monat, der auf die Vollendung des 

3. Lebensjahres folgt. Abweichend hiervon wird für Kinder, die im Zeitraum vom 01.08. 
bis einschließlich 01.11. des Kindergartenjahres drei Jahre alt werden, ab Beginn des 
Kindergartenjahres der Elternbeitrag für ein Kind über drei Jahren erhoben. 

 
(6) Der Elternbeitrag nach Anlage 1 der Satzung erhöht sich jährlich prozentual entspre-

chend der gem. § 19 Abs. 2 KiBiz erfolgenden Erhöhung der Kindpauschalen. Der El-
ternbeitrag nach Anlage 2 der Satzung erhöht sich analog zu Anlage 1. 

 
§ 6 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 
 

§ 6 
Beitragsermäßigung 

 
(1) Wenn zwei oder mehr Kinder derselben Beitragspflichtigen gleichzeitig eine Tagesein-

richtung für Kinder besuchen, ein Angebot der Offenen Ganztagsschule, oder Leistungen 
der Kindertagespflege in Anspruch nehmen und die Stadt Bornheim in allen Fällen hierfür 
öffentlich-rechtliche Beiträge erhebt bzw. erheben müsste, wird für das Erstkind und das 
Zweitkind bei Betreuung in Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege jeweils 
ein Beitrag von 62,5 % erhoben. Für Kinder, die ein Betreuungsangebot der Offenen 
Ganztagsschule in Anspruch nehmen, richtet sich die Beitragshöhe nach den Bestim-
mungen der „Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der „Offenen 
Ganztagsschule“ im Primarbereich der Stadt Bornheim“. Für das dritte und alle weiteren 
Kinder wird kein Beitrag erhoben.  
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Als Erstkind gilt das Kind, für das sich nach dem Einkommen, der Betreuungsart und der 
Betreuungsform der höchste Beitrag ergibt. Als Zweitkind gilt das Kind, für das sich nach 
dem Einkommen, der Betreuungsart und der Betreuungsform der zweithöchste Beitrag 
ergibt.  
Die Beitragsermäßigung gilt auch dann, wenn sie mit der Beitragsbefreiung für das letzte 
Kindergartenjahr nach dem KiBiz zusammentrifft. 

 
§ 10 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 
 

§ 10 
Einkommensstufen, Beitragshöhe, Beitragszeitraum 

 
(1) Die Elternbeiträge sind ab Betreuungsbeginn monatlich im Voraus zum 01. eines jeden 

Monats zu zahlen. 
Die Beiträge in Tageseinrichtungen für Kinder werden stets als volle Monatsbeiträge er-
hoben, unabhängig von An-/Abwesenheitszeiten des Kindes, Schließzeiten und Ferien 
der Einrichtung, o. ä.  
 
Beginnt oder endet ein Betreuungsverhältnis in Kindertagespflege während eines laufen-
den Kalendermonats, wird der Elternbeitrag anteilig auf der Grundlage von 30 Tagen be-
rechnet, unabhängig von Ausfallzeiten des Kindes oder der Tagespflegeperson. 

 
Anlagen 1 und 2 erhalten folgende neue Fassung: 
 
 

Anlage 1 
 

Einkommensstufen und Beitragshöhe gemäß § 5 der Satzung für die Betreuung  
in Tageseinrichtungen für Kinder (Betreuungsjahr 2016/2017) 

 
wöchentliche Be-
treuungszeiten 

Einkommensstufen 
Jahreseinkommen 

monatlicher 
Beitrag  

für Kinder  
unter 3 Jahre 

monatlicher Bei-
trag  

für Kinder  
über 3 Jahre 

  bis 15.500 € 0,00 € 0,00 € 
  bis 25.000 € 38,48 € 25,65 €
 bis 35.000 € 66,15 € 44,10 €

25 bis 45.000 € 125,55 € 83,70 €
Stunden bis 55.000 € 176,85 € 117,90 €

 bis 65.000 € 241,65 € 161,10 €
 bis 75.000 € 290,25 € 193,50 €
  bis 85.000 € 337,50 € 225,00 €
  über 85.000 € 386,10 € 257,40 €
  bis 15.500 € 0,00 € 0,00 € 
  bis 25.000 € 42,75 € 28,50 €
 bis 35.000 € 73,50 € 49,00 €

35 bis 45.000 € 139,50 € 93,00 €
Stunden bis 55.000 € 196,50 € 131,00 €

 bis 65.000 € 268,50 € 179,00 €
 bis 75.000 € 322,50 € 215,00 €
  bis 85.000 € 375,00 € 250,00 €
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  über 85.000 € 429,00 € 286,00 €
  bis 15.500 € 0,00 € 0,00 € 
  bis 25.000 € 64,13 € 42,75 €
 bis 35.000 € 110,25 € 73,50 €

45 bis 45.000 € 209,25 € 139,50 €
 Stunden bis 55.000 € 294,75 € 196,50 €

  bis 65.000 € 402,75 € 268,50 €
 bis 75.000 € 483,75 € 322,50 €
  bis 85.000 € 562,60 € 375,00 €
  über 85.000 € 643,50 € 429,00 €

 
Hinweis: Ein eventuell zusätzlich zu zahlendes Verpflegungsgeld ist an den jeweiligen 
Träger der Tageseinrichtungen für Kinder zu zahlen. 

 
Anlage 2 

 
Einkommensstufen und Beitragshöhe gemäß § 5 der Satzung für die Betreuung in 

Kindertagespflege (Betreuungsjahr 2016/2017) 
 

Einkommens-
stufen 

Höhe des Elternbeitrages 

Jahres-
einkommen 

Betreuungsumfang (Stunden/Woche) 

 bis 20 bis 25 bis 30 bis 35 bis 40 über 40 

bis 15.500 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 
bis 25.000 €   34,20 €   38,48 €   40,61 €   42,75 €   53,44 €   64,13 € 
bis 35.000 €   58,80 €   66,15 €   69,83 €   73,50 €   91,88 € 110,25 € 
bis 45.000 € 111,60 € 125,55 € 132,53 € 139,50 € 174,38 € 209,25 € 
bis 55.000 € 157,20 € 176,85 € 186,68 € 196,50 € 245,63 € 294,75 € 
bis 65.000 € 214,80 € 241,65 € 255,08 € 268,50 € 335,63 € 402,75 € 
bis 75.000 € 258,00 € 290,25 € 306,38 € 322,50 € 403,13 € 483,75 € 
bis 85.000 € 300,00 € 337,50 € 356,25 € 375,00 € 468,75 € 562,50 € 

über 85.000 € 343,20 € 386,10 € 407,55 € 429,00 € 536,25 € 643,50 € 
 
Artikel II 
 
Diese Satzung tritt zum 01.08.2016 in Kraft. 
 
- Einstimmig - 
bei 1 Stimmenthaltung (Parität.WV) 
 
 

8.1 Betreuungsangebot für Flüchtlingskinder ehem. Kita Secun-
dastraße 

537/2016-4 

Beschluss: 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt 
1. die Tagesordnung der Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 23.06.2016 ge-

mäß §§ 58 Abs. 2 Satz 1, 48  Abs. 1 Satz 5 GO NRW i. V. m. §§ 31, 12 Abs. 3 
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der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Bornheim wegen äußerster Dringlich-
keit um den Tagesordnungspunkt „Betreuungsangebot für Flüchtlingskinder 
ehem. Kita Secundastraße“ zu erweitern, 

2. ein Betreuungsangebot für Flüchtlingskinder zur Erfüllung des Rechtsanspruches 
in der ehem. Kita Secundastraße  durch den Träger Katholische Jugendagentur 
Bonn vorzuhalten, 

3. die Übernahme der anfallenden Personal- und Sachkosten an den freien Träger 
und sieht die hierfür erforderlichen Mittel im Haushalt 2016 ff. vor. 

 
- Einstimmig - 
 

9 Mitteilung betr. Sachstand u3-Ausbau Kita Walberberg, Margare-
tenstraße 

316/2016-4 

Herr Henseler teilte mit, dass vor der nächsten Sitzung des Jugendhilfeausschusses die 
Möglichkeit besteht, die erweiterten Räume zu besichtigen. 
 
- Kenntnis genommen -  
 

10 Mitteilung über den Vollzug der Anforderung des § 79 a SGB VIII - 
Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe 

244/2016-4 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen 
AM Dr. Tourné: 
Der § 79 a SGB VIII wird nicht hinreichend dargestellt. Der Jugendhilfeausschuss soll ent-
sprechend der Orientierungshilfe von Prof. Dr. Joachim Merchel im Rahmen der Qualitäts-
entwicklung mehr einbezogen werden. 
Antwort: 
Aufgrund der personellen Ressourcen kann eine Umsetzung entsprechend Merchel nicht 
erfolgen. Dies ist jedoch auch nicht zwingend erforderlich und Konsens mit den anderen Ju-
gendämtern vgl. Größe. 
 
AM Heller: 
Kommt die AG 78 noch zusammen? 
Antwort: 
Die AG 78 ist wieder existent jedoch in anderer Form. Die Träger werden regelmäßig zwei-
mal jährlich eingeladen. 
 
Heller: 
Bittet um Vorlage einer Mitteilung über Mitglieder und Vorsitzende der AG 78. 
Antwort: 
Die Verwaltung wird einen Bericht in der nächsten Sitzung vorlegen. 
 
AM Dr. Tourné: 
Bittet die Orientierungshilfe zur Durchführung des § 79 a SGB VIII nach Prof. Dr. Joachim 
Merchel den Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses zur Verfügung zu stellen. 
Antwort: 
Die Broschüre wird den Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses zur Verfügung gestellt. Bei 
Bedarf wird das Thema weiterhin thematisiert. 
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11 Mitteilung betr. Kinder- und Jugendstadtplan 2016 408/2016-4 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen 
AM van den Bergh bittet um Mitteilung, ob bereits Termine mit den Ortsvorstehern terminiert 
wurden. 
Antwort: 
Termine liegen vor und werden den Mitgliedern weitergeleitet. 
 
AM Claßen bittet um Mitteilung, ob der Kinder- und Jugendstadtplan digital zur Verfügung 
steht. 
Antwort: 
Dieser steht ausschließlich digital zur Verfügung. 
 

12 Mitteilung zur Förderung der Inklusion in der Kindertagespflege 418/2016-4 
- Kenntnis genommen -  
 

13 Mitteilung betr. Vorhaben der Gemeinnützigen Gesellschaft der 
Franziskanerinnen zu Olpe mbH ( GfO) zur Einrichtung einer Cle-
aringstelle zur Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen 
Ausländern. 

432/2016-4 

- Kenntnis genommen -  
 
Zusatzfragen 
AM van den Bergh: 
Das Projekt ist nur für nicht volljährige Kinder. Was passiert mit 17jährigen? 
Antwort: 
Nach SGB VIII können junge Volljährige (ab dem 18. Lebensjahr) einen Antrag auf Hilfe zur 
Erziehung stellen. Die Unterbringung kann dann verlängert werden. 
 
AM Heller: 
Können Frauen mit Kindern aus Gruppeneinrichtungen rausgenommen werden? 
Antwort: 
Nein, die Einrichtung ist für männliche Jugendliche konzipiert. 
 
AM Hochgartz: 
Was passiert wenn die Zuweisung der UMA’s zunimmt und die Räume belegt sind? 
Antwort: 
Fälle des Bornheimer Jugendamtes werden vom Träger bevorzugt, da die Räume in Born-
heim zur Verfügung gestellt werden. Wenn die Plätze belegt sind, wird nach Ausweichmög-
lichkeiten gesucht. 
Die Verwaltung geht derzeit davon aus, dass jetzt mit der Zuweisung keine UMA’s sondern 
lediglich Familien oder alleinreisende Erwachsene zugewiesen werden. 
Es kann sein, das neue UMA’s in geringer Zahl kommen und einzeln verteilt werden. Hierzu 
gibt es noch keine Information. 
 
AM Heller: 
Wer übernimmt die finanzielle Unterstützung der UMA’s die über andere Kommunen Born-
heim zugewiesen werden? 
Antwort: 
Die Stadt Bornheim erhält eine 100%ige Kostenerstattung vom Land. 
Wenn andere Kommunen ein Kind in Bornheim unterbringen, liegt die finanzielle Zuständig-
keit bei der Kommune, der das Kind zugewiesen wurde. 
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14 Mitteilung betr. Kampagne „Mehr Freiraum für Kinder. Ein Ge-

winn für alle!“ 
446/2016-4 

- Kenntnis genommen -  
 

15 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

444/2016-1 

AM van den Bergh: 
Der Stadtjugendring hat seine Homepage überabeitet. Es gibt u. a. einen Terminkalender mit 
Angeboten für Kinder und Jugendliche. Frau van den Bergh bittet um Weitergabe der Infor-
mation an Einrichtungen und Vereine, damit der Kalender gefüllt und von Jugendlichen ge-
nutzt werden kann. 
 

16 Anfragen mündlich  
AM Hochgartz: 
Die städt. Kindertageseinrichtung in Waldorf beklagt, dass der Wald auf Grund des Land-
schaftsschutzes nicht genutzt werden kann. 
Antwort: 
Das Grünflächenamt wurde bereits gebeten, gemeinsam mit der Kindertageseinrichtung und 
der Schule zu überlegen, unter welchen Rahmenbedingungen der Wald genutzt werden 
kann. 
 
AM Hochgartz: 
Die Anbringung von Ventilatoren in der Kindertageseinrichtung „Blumenwiese“ in Bornheim 
ist dringend erforderlich. 
Antwort: 
Wird geprüft. 
 
 
 
  
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:35 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. Ewald Keils  gez. Alexandra Schwarz 
Vorsitz  Schriftführung 
 
 


